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Der erste Mai, der internationale Kampftag der Arbei-
terklasse,  steht dieses Jahr im Zeichen von Arbeits-
kämpfen: In Deutschland sorgten die Streiks des öf-
fentlichen Diensts für Aufsehen. In Frankreich wird
hart gegen die Rentenreform und den Abbau von Ar-
beiterrechten  gekämpft.  In  Griechenland  streikten
die Arbeiter gegen Privatisierung und Sparmaßnah-
men im Land und auch in Großbritannien gingen vie-
le Menschen gegen die Preissteigerungen und Lohn-
verluste  auf  die  Straße.  Zugleich organisierten sich
Arbeiter in verschiedenen Ländern gegen den Krieg
in der Ukraine und machten praktisch deutlich, dass
der  Kriegskurs  der  NATO  nicht  im  Interesse  der
werktätigen Bevölkerung Europas ist: In Italien und
Griechenland etwa blockierten Hafen-  und Bahnar-
beiter Waffenlieferungen in die Ukraine; bereits im
letzten Jahr hatte es ähnliche Aktionen in der Türkei
gegeben.  Aber  auch  außerhalb  von  Europa  stellen
sich viele Menschen gegen die westliche Sanktions-
und Kriegspolitik.

Die sozialen Verschärfungen nehmen zu und werden
immer stärker spürbar. Bei Preissteigerungen, die ge-
rade im alltäglichen Bereich weit über den gern er-
wähnten „10 Prozent“ liegen, wollen sich die Arbeiter
mit  lächerlichen  Angeboten  aus  tabellenunwirksa-
men  Einmalzahlungen  oder  geringen  prozentualen
Erhöhungen nicht mehr abspeisen lassen.  Verdi und
EVG haben es zuletzt vorgemacht: Auch Deutschland
kann streiken! Die Aktion hat nicht nur gezeigt, dass
es  möglich  ist,  starken  Druck  auszuüben,  sondern
auch,  dass  die  Kraft  der  Gewerkschaften  wächst,
wenn sie an einem Strang ziehen. Das dient auch der
Verteidigung des Streikrechts, das derzeit, nach den
Aktionen von  Verdi und EVG,  unter Beschuss steht.
Streiks in der Daseinsvorsorge sollen nach den Wün-
schen des Kapitals stark eingeschränkt werden.

Immer mehr Menschen solidarisieren sich  mit  den
Streikenden. Mit ihren Forderungen und den Streiks
bei den Tarifverhandlungen der Post und im öffentli-
chen  Dienst  sorgte  Verdi bundesweit  für  starke
mediale und real spürbare Aufmerksamkeit. Der für
deutsche Verhältnisse kämpferische Kurs konnte der
Verdi einen Zuwachs von circa 75.000 neuen Mitglie-
dern bescheren. Auch die Streikbereitschaft ist gestie-
gen.  So  haben  in  der  Auseinandersetzung  um  den

TVöD ca. eine Million Beschäftigte gestreikt. Der Vor-
schlag der Tarifkommission, nun den schlechten Ab-
schluss  (lange  Laufzeit  und  Reallohnverlust)  anzu-
nehmen, dürfte für einen Dämpfer in der Organisie-
rung sorgen.

Die deutsche Kriegspolitik bringt Inflation und Ar-
mut

Kampfaktionen wie die letzten Streiks sind dringend
notwendig, um den durch die Inflation noch weiter
angeheizten Reallohnverlust zu bekämpfen – mit hö-
heren Löhnen! Denn die Inflation ist ein Mittel, um
die Reallöhne zu senken, während die Gewinne spru-
deln und die Aktienbesitzer immer reicher werden.
Die Preise für Vermögensanlagen steigen – zur Freu-
de der Reichen und Konzerne. Die Preise für Lebens-
mittel und Energie steigen – zu Lasten der Arbeiter
und  Erwerbslosen.  Die  Armut  steigt  auf  Rekord-
niveau, die Schlangen vor den Tafeln werden länger
und Renten und Löhne verlieren an Wert. Die Inflati-
on ist kein Naturereignis, sondern ein Ergebnis der
Preissteigerungen der  großen Konzerne.  Sie  nutzen
die Situation aus und erhöhen die Preise, solange es
geht.  Die Monopole,  also die großen Konzerne kön-
nen das aufgrund ihrer Machtstellung. Die Regierung
fördert die großen Konzerne weiter mit der Gaspreis-
bremse,  während die Verbraucher und kleinen Un-
ternehmen davon kaum profitieren und hohe Preise
zahlen müssen.
 
Der weitere Hintergrund der Inflation ist  der Krieg
gegen Russland. Nicht Putin hat das Gas abgedreht,
wie behauptet wird, sondern die deutsche Regierung
hat einen Boykott verhängt, um Russland in die Knie
zu zwingen.  Das hat zu massiven Steigerungen der
Energiepreise auf allen Ebenen geführt. Unter ande-
rem auch, weil nun teures Gas aus den USA und an-
deren  Ländern  gekauft  wird.  Die  Sprengung  der
Nord-Stream-Pipelines  sollte  diese  Energieversor-
gung ein für alle Mal zerstören.
 
Die  massive Aufrüstung der  Bundeswehr mit  mehr
als 100 Milliarden wird zu Einsparungen im Haushalt
führen. Die Bundesrepublik rüstet für größere Krie-
ge, den Preis dafür zahlen die Arbeiter. Das Geld fehlt
damit nicht nur an anderer Stelle, es wird damit di-
rekt für die aggressive deutsche Außen- und Kriegs-
politik genutzt, und nicht etwa zur Verteidigung, wie
die Bundesregierung gerne behauptet.



Der Zusammenhang zwischen Krieg und Inflation so-
wie Inflation und Verarmung liegt klar auf der Hand.
Wer  gegen  die  Inflation  und  Verarmung  kämpft,
muss  sich  gegen  die  Sanktions-  und  Kriegspolitik
Deutschlands und der NATO stellen.  

Den 1. Mai dem deutschen Kriegskurs opfern?

Um die wachsende Unzufriedenheit in für sich dienli-
che Bahnen zu lenken, bedient sich der deutsche Im-
perialismus  einer  eigentlich  sehr  durchschaubaren
und  dennoch  effektiven  Propagandamasche:  „der
Russe“  als  Sündenbock.  Die  mediale  Entmenschli-
chung der Russen und die Darstellung von Putin als
das personifizierte Böse führen in Deutschland zu ei-
nem  massiv  angestiegenen  Alltagsrassismus  gegen
Russen, der bis hin zu tätlichen Angriffen führt. Pas-
send dazu grölt der halbe Bundestag, angeführt von
Außenministerin Baerbock (Grüne) und Bundeskanz-
ler Scholz (SPD), „Slava Ukraini“, den Gruß der ukrai-
nischen  Bandera-Faschisten.  Baerbock  verkündet
derweilen, einen „Krieg gegen Russland“ zu führen. 
 
Passend  dazu  schlägt  der  Oberstleutnant  Stefan
Quandt vor, zukünftig einen Feiertag, zynischer Wei-
se den 1. Mai, der Aufrüstung der Bundeswehr zu op-
fern. Die Arbeiter sollen Entbehrungen leisten. „Frie-
ren gegen Putin“ wurde im Herbst  zum Leitspruch
der  Heimatfront,  obwohl  wir  eigentlich  wegen  der
westlichen Kriegspolitik frieren mussten.
 
Wofür müssen wir kämpfen?
 
Die Gewerkschaftsführungen haben den Kriegs- und
Sanktionskurs der Bundesregierung weitgehend un-
terstützt.  Die Haltung der breiten Bevölkerung und
gerade der Arbeiterschaft schaut da durchaus anders
aus: Mehr als die Hälfte der deutschen Bevölkerung
lehnt  die  Waffenlieferungen  ab.  Wir  müssen  dafür
kämpfen,  dass  die  Gewerkschaften  Teil  der  Anti-
Kriegs-Bewegung werden, denn der Krieg hängt un-
mittelbar  mit  den  sozialen  Verschärfungen  zusam-
men. Der Krieg gegen Russland ist nicht im Interesse
der Arbeiter  und der einfachen Menschen –  weder
hier noch in der Ukraine  noch in Russland.
 
Wir  müssen uns dafür einsetzen,  dass  sich die  Ge-
werkschaften an Anti-Kriegsprotesten beteiligen. Die
Teilnahme an den Ostermärschen wurde dieses Jahr
von  einigen  DGB-Strukturen  abgesagt.  Begründet
wurde dies u. a. mit einer angeblichen Nähe zu rech-
ten Kräften. Ein derartiges Verhalten der politischen
Linken und der organisierten Arbeiterbewegung er-
öffnet rechten Kräften aber überhaupt erst den Spiel-

raum,  Fuß zu fassen und Themen wie Sozialabbau
und Verarmung zu bespielen.
 
Die Gewerkschaften setzen sich in ihrer Satzung für
eine  Demilitarisierung  Deutschlands  ein,  auf  dem
letzten Bundeskongress wurde sich gegen ein Atom-
waffenstationierungsverbot  in  Deutschland  ausge-
sprochen. Dass die Gewerkschaftsführung sich gera-
de gegen diese wichtigen Grundsätze stellt, sollte für
uns der Anlass sein, diese nur noch vehementer zu
verteidigen. Wir sollten daher für folgende Forderun-
gen  innerhalb  der  gewerkschaftlichen  Strukturen
kämpfen:
 
Für konsequente und starke Streiks! Für eine brei-
te Solidarität mit den Streikenden!

Für  tatsächliche  Lohnerhöhungen  über  der
Inflationsrate! Für Arbeitszeitverkürzung bei vol-
lem Lohnausgleich!

Gegen den Angriff auf erkämpfte Arbeiterrechte –
der  1.  Mai  bleibt  unser  Tag,  der  internationale
Kampftag der Arbeiter!

Für Aktionen und Streiks gegen die deutsche Auf-
rüstung und Kriegsbeteiligung! Für die internatio-
nale Solidarität gegen den Kriegskurs der NATO!

Gegen  die  Sanktionen  und  den  Wirtschaftskrieg
gegen Russland!

Gegen  Waffenlieferungen  in  die  Ukraine!  Gegen
den aggressiven Kriegskurs der NATO in der Uk-
raine und weltweit!

Gegen den 100-Milliarden-Kredit und die Aufrüs-
tung der Bundeswehr!
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